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polniſche Stimmen zu dem vertrag über die 
Ausnutzung des Danziger Hafens, 

Zu unſerem früheren Bericht (Nr. 1) ſeien hier noch einige 
polniſche Stimmen nachgetragen, aus denen erſichtlich wird, welche 
Stellung man in Polen, leider auch in regierungsnahen Kreijen, 
zu den kürzlich abgeſchloſſenen Hafenverkrägen einnimmt: — daß 
nämlich entgegen den Rechten Danzigs eine paritätiſche Behand- 
lung der beiden Häfen, geſchweige denn volle Ausnutzung des 
Danziger Hafens, keineswegs in Frage komme, vielmehr der heu— 
tige Vorſprung Gdingens (der in den erſten neun Monaken d. Js. 


bereits 775 000 to betragen hat! Vergl. „Danziger Vorpoſten“ vom 


6. 10. 1933) durch den neuen Verkrag nicht im mindeſten berührt 
werden dürfe! So hat z. B. ſofort nach dem polniſchen Minifter- 
beſuch in Danzig der Verkreker des amklichen polniſchen Tele- 
graphenbüros (PAT), R. Chla powski, in der Regierungs- 
preſſe gegen polniſche Befürchtungen, daß Polen gegenüber Dan- 
zig zu ſchwere Pflichten übernommen habe, unter dem Titel: 
„Das Abkommen mit Danzig ist keine „Kreu- 
zigung“ Gdingens“ bejhwichtigend erklärt: 

„Der ... Vertrag ist eine Notwendigkeit für Polen wie für 
Danzig. Bei Fortdauer des Koniliktzustandes gegenüber 
dem Schlüsselproblem für die künftige Entwicklung der poli- 
tischen Beziehungen (zwischen Danzig und Polen) hätte sich 
die Gefahr eines Erlöschens der polnischen 
Expansion in Danzig und des faktischen Ver- 
zichts auf unsere Rechte ergeben. 

Minister Kwiatkowski hat seinerzeit... erklärt, „Danzig 
ist Polens Auge zur Welt. Es genügt aber nicht, ein Auge zu 
haben, man muß zwei Augen besitzen.“ Dieser Grundsatz ist 
dauernd richtig, Heute, da wir zwei Augen besitzen, können 
wir nicht eines davon künstlich verdecken, zumal dann nicht. 
wenn daraus die Gefahr seines Verlustes entsteht. Danzig 
muß erneut in den Bannkreis der polni- 
schen Interessen gezogen werden. Der Ver- 


trag ist ein Versuch zur Zusammenarbeit ... Man hat die ein- 
fachste Form gewählt, nämlich — den Hafenverkehr auf un- 


gefähr dem bisherigen Niveau zu erhalten. Statt also Polens 
Freiheit theoretisch zu beschränken, was Hei Wiederkehr einer 
Phase Danziger Prozeßsucht zu neuen, in der Geschichte so 
betrüblich verzeichneten Streitigkeiten führen könnte, wurde 
der Weg lebendiger Praxis gewählt, wie es sich bei kauf- 
männischen Beziehungen gehört, 

Das Warschauer Protokoll legt fest, daß Polen keinerlei 
Diskriminationen zu Ungunsten Danzigs vornehmen wird, Das 
ist mehr eine Anerkennung des von jeher bestehenden, fak- 
tischen Zustandes, denn Polen hat Danzig nie- 
mals schlechter als Gdingen behandelt 00. 
Andererseits sieht das Protokoll noch vor, daß Danzig eine 


Angleichung der Hafenkosten bewirken muß .. . Doch wird 
der Danziger Hafen, um sich die faktische Gleichberechtigung 
mit Gdingen zu sichern, nicht allzu radikale Kostensenkungen 
vornehmen müssen. Denn die Kaufleute finden in Danzig. 
viele Bequemlichkeiten, die ihnen Gdingen nicht bietet (!). So 
wird der Holz-, Getreide- und Naphthahandel in Danzig be- 
günstigt durch die Existenz entsprechender Läger und Hafen- 
einrichtungen, durch die Anwesenheit von Firmen, die sich 
seit Jahrhunderten mit diesem Handel befassen, durch Börse 
und Bankenapparat. Selbst ohne Privilegien von polnischer 
Seite kann Danzig faktische Gleichberechtigung und erheb- 
liche, die jetzt erlangten Mindestkontingente weit übertreffende 
Steigerung seines Umschlags erreichen . .., wenn es dem Han- 
del Sicherheit und günstige Arbeitsatmosphäre gewährleistet, 
Ohne Schaffung einer entsprechenden Sphäre wahrhaft nach- 
barlicher und kaufmännischer Loyalität gegenüber Polen und 
den Polen, ohne deren Gleichberechtigung, nicht nur in der 
Schule, sondern auch im täglichen Leben, verlockt man. 
den polnischen Kaufmann nicht zur Zusammenarbeit. ..“ 
(„Dziennik Poznański” Nr. 221 vom 26. 9. 1933.) 

Gegen die Befürchtung, daß der neue Vertrag eine Ninde- 
rung des Gdingener Hafenverkehrs zur Folge haben könnte, 
wendet fih z. B. auch die Zeitſchrift der febr einflußreichen 
„Meeres- und Kolonialliga.“ In einem Aufſatz 
über dieſen Vertrag, der bezeichnet wird als „Erfolg der konse- 
auenten und entschiedenen . . Haltung unserer Regierung, 
an der alle Bemühungen des früheren Senats, Polen diese 
oder jene Verpflichtungen von außen aufzuzwingen, zerschell- 
ten,“ wird ſchließlich betont: Danzig müßte begreifen, daß das 
neue Abkommen 

„in keinem Falle gegen Gdingen gewandt 
werden kann, was Danzigs Politiker im Grunde wünschen. 
dingen ist eine vollendete Tatsache, ist eine reale Position, 
die sich die polnische Nation nicht entreißen läßt. Das pol- 
nische Hinterland ist reich genug, um beiden Häfen . . Be- 
schäftigung zu gewähren. Die Arbeitsteilung zwischen den bei- 
den Häfen ist aber vor allem, wenn nicht gar ausschließlich, 
eine Frage der Schaffung entsprechender Bedingungen für den 
polnischen Handel in Danzig . . .“ (, Morze“ 1933, Nr. 10 (Ok- 
tober), ©. 3—4.) 

Die Zeitſchrift der Wilnaer Induſtrie- und Handelskammer 
kommt bei Unterſuchung des Vertrages zu dem Schluß: Danzig 
lei viel zu teuer, als daß der polniſche Handel es benützen könne. 
Und es fei „sehr zu bezweifeln, ob das Protokoll auf eine be- 
deutende Belebung des polnischen Exports über Danzig hin- 
wirken könnte.“ („Przeglad Gospodarczy .. .“, Wilna 1988, 
Nr. 27 (30. 9. 1933), S. 5.) 

Hingewieſen ſei ferner auf die Darſtellung dieſer Verträge in 
der offiziöſen „Gazeta Polska“, deren Danziger Korreſpon— 
dent u. a. feſtſtellt: Das entjcheidende Kennzeichen dieſer Ver— 
träge ſei, daß 

„künftig (!) der Danziger Hafen gleichberechtigt mit den 
polnischen Häfen, also auch mit Gdingen, sein wird. Danzig 
hat dadurch auf seine alten Forderungen nach einem 
Monopol bzw. auf die volle Ausnutzung der 
Hafeneinrichtungen verzichtet und ist zu der 
realen Grundlage, zur Grundlage der faktisch bestehenden Be- 
dingungen zurückgekehrt. Polen hat dem Danziger Hafen eine 
gewisse Mindestbeschäftigung garantiert, die ungefähr seinem 
Umschlag in der ersten Jahreshälfte 1933 entspricht und zah- 
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lenmäßig rund 4,2 Millionen to jährlich beträgt. Danzig hat sich 
verpflichtet, die Hafenabgaben dem Gdingener Stande anzu- 
passen i 

Dem Protokoll beigefügt ist eine Liste, die ausweist, 
welche Mengen und welche Waren künftig den Danziger Ha- 
fen passieren sollen. Aus dieser Liste zeigt sich: die polnischen 
Vertreter haben während der Verhandlungen den Grundsatz 
verwirklicht, daß Danzig den Umschlag derjenigen Waren be- 
halten soll, für die infolge seiner Lage an der Weichselmün- 
dung, sowie ... des Besitzes der notwendigen Hafeneinrich- 
tungen prädestiniert ist, während die übrigen Waren zwangs- 
läufig überwiegend dem Gdingener Hafen zufallen. Danzig 
bleibt also weiterhin der Hafen für Getreide, Holz und Kohle; 
bei einer Reihe anderer Produkte, wie Naphtha, künstlichen 
Düngemitteln, Zink, Salz, Salzheringen usw. behält es seinen 
bisherigen Charakter. Für Zucker wahrte sich die polnische 
Regierung freie Hand wegen der in Gdingen neuentstandenen 
Umschlagseinrichtungen; sie sicherte auch für eine Reihe an- 
derer wichtiger Waren, wie Baumwolle, Eisenerzen, Reis, 
Frischheringen usw., Gdingen das Übergewicht. Übrigens ist 
die erwähnte Spezialliste nur in gewissem Grade verbindlich, 
da das Protokoll der polnischen Regierung die Möglichkeit 
offenläßt, sie auf Grund entsprechender Rekompensationen ab- 
zuändern. 

Der Vertrag hat... Licht- und Schattenseiten. Er legt dem 
polnischen Staate gegenüber dem Danziger Hafen gewisse Ver- 
pflichtungen auf, die bei einer längeren Dauer oder — was 
schlimmer wäre — einer Verschärfung der Krise unbequem 
werden können. Das ist zweifellos ein ungünstiges Moment, 
es ist jedoch unvermeidlich, wenn wir auf dem Standpunkt 
stehen — und es gibt wohl keinen Polen, der das nicht täte — 
daß der Danziger Hafen für unser Wirtschaftsleben unbedingt 
notwendig ist. Doch hat der Vertrag auch seine günstigen 
Seiten, er liquidiert nämlich die Streitfrage um die Konkurrenz 
des Danziger und Gdingener Hafens. . . (und) schafft die 
Möglichkeit gemeinsamer Bemühungen beider Häfen des pol- 
nischen Zollgebiets zur Bekämpfung der bisher noch sehr 
kräftig auftretenden Konkurrenz der ausländischen, besonders 
der deutschen Häfen. 

Die Verträge vom 18. September sind nur 
eine Etappe in der Entwieklung der Dan- 
z ig- polnischen Beziehungen, aber eine sehr 
Wichtige Etappe, die die Grundlage schafft zur 
Erledigung verschiedener noch offenstehender Fragen, die für 
beide Teile außerodentlich wichtig sind . ..“ („Gazeta Polska“ 
Nr. 274, 4. 10. 1938.) 

Zum Schluß ſei noch berichtet über eine Darſtellung aus amt— 
licher Quelle — aus der Wochenſchrift der wirtſchaftlichen Mini- 
ſterien Polens — die den ſchon in unſerem erſten Bericht ge- 
nannten 3. Grabski zum Verfaſſer hat. Bei Erörterung des 
Protokolls vom 18. 9. 1933 wird zunächſt die von Danzig (gleich- 
lautend mit Polen!) abgegebene Erklärung, auf eine Senkung der 
Danziger Umſchlagskoſten hinwirken zu wollen, dahin ausgelegt, 

„daß sie gewissermaßen das Fehlen einer heute genügen- 
den Anziehungsfähigkeit des Danziger Hafens — infolge des 
hohen Niveaus der Umschlagskosten — bestätigt. Sie betont 
ferner höchst ausdrücklich die geringe Konkurrenzfähigkeit des 
Danziger Hafens und stellt ebenso deutlich fest, daß der 
Danziger Hafen gegenwärtig den wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen des Hinterlandes nicht 
genügt. Hinsichtlich, der Konkurrenzfähigkeit anderer Hä- 
fen denkt sie vor allem an die deutschen Häfen. Dieser Mangel 
an Konkurrenzfähigkeit Danzigs gegenüber anderen Häfen ist 
— so scheint es — nicht allein eine Folge des Unterschiedes 
der Umschlagskosten. Gegenüber den deutschen Häfen scheint 
ein anderer Faktor eine besonders beachtliche Rolle zu spielen, 
nämlich (der Umstand), daß Danzig sich weiterhin auf die be- 
scheidene Rolle beschränkt, die ihm lange vor 1914 die deut- 
sche Wirtschaft im Rahmen ihrer gesamten Hafenpolitik 
uwies.“ 

ý Nah Erwähnung der wichtigiten Beſtimmungen des Proto- 
kolls, von denen die „Sicherheitsklauſel“ für die jüdiſchen Han. 
delskreiſe in Danzig beſonders betont wird, folgt die Liſte der 


Danzig zugeſtandenen Umjchlagskontingente, denen nach Erwäh- 
nung der Anderungsmöglichkeiten (für Spiritus, Naphtha, Fette, 
Olſaaten, Papier, Eiſen und Stahl, Heringe, Reis, Früchte) die 
als Bemeſſungsgrundlage gewählten Umſchlagsziffern für die Zeit 
vom 1. 7. 1932 — 30. 6. 1933 (ohne weiteren Kommentar!) gegen- 
übergeſtellt werden. Wir ſtellen dieſe beiden Tabellen hier zu- 
ſammen, da ſich daraus klar zeigt, daß Danzig durch dieſe Ver— 
träge durchaus keine Steigerung ſeines bisherigen Umſchlages, 
ſondern gerade feine Sicherung vor weiterem Sinken erlangt hat. 


Kontingent Umſchlag v. 1. 7. 1932 


Ausfuhr für Danzig bis 30. 6. 1933 
in Danzig in Gdingen 

Gelreide 300 000 339 865 — 

Mehl 25 000 25 393 3 689 
Spiritus 2000 2 196 2 849 
Salz 10 000 9 916 1682 
Kleie, Futtermittel 20 000 19 810 11608 
Melaſſe 30 600 30 263 12 
Naphtha, Paraffin 50 000 49 620 — 

Häute 1700 1711 530 
Holz, Holzfabrikale 560 000 584 570 192 114 
Hülſenfrüchte 38 000 38 059 9 
Saaten 12 800 12312 533 
Kohle, Koks 3 000 000 3 533679 4486 757 
Teer, Terpentin 6 500 5 676 — 

Kaliſalze uſw. 34 000 34 436 8 487 
Zink 9 200 9 191 10 064 
Papier 5 700 5 710 14 247 
Konfektion 500 561 — 

Ammoniak 16 500 16 544 5 328 
Metalle und Metallfabrikate 18 000 18 082 951 

Ein fuhr 

Kaffee 4000 3 986 4 181 
Kakao 2 000 2 416 4 622 
Tee 750 765 965 
Salzheringe 35 000 50 863 6 076 
Phosphorite 9 000 9 039 32 472 
Superphosphate 2500 2507 — 

Fette 19 000 19 622 4635 
Häute ə 000 2 905 13 1126 
Saaten 14 000 14 480 36 860 
Pflanzen 9 500 9485 200 
Kautſchuk, Harze 1 800 1 851 4929 
Gummiwaren 1300 1282 926 
Pflanzliche Fette und Sle 11 000 11 044 623 
Gerbſtoffe 14 600 14 667 6 777 
Erze, Pyrite 90 000 89 595 75 748 
Kupfer 700 706 3 092 
Metall und Metallfarikate 10 090 9 978 3 348 
Papier, Papierwaren 10 000 10 455 12 229 
Baumwollgarn, Wolle 5 400 9425 129 
Nüſſe, Mandeln 500 533 976 
Eiſen und Stahl 5 700 5 705 A 

Thomasmehl 10 000 1251 52 791 
Früchte 2000 1950 26 365 
Friſchheringe 283 284 3 968 
Reis 9000 4921 43 923 


Nach Erwähnung der in Danzig erfolgten Koſtenſenkungen 
heißt es endlich: 

„Im laufenden Jahre wird Gdingen rund 
5,5 Millionen, Danzig rund 4,5 Millionen 
to umschlagen, das Protokoll legt fest, daß Dan- 
zig im Export 4139000 to, im Import 265 000 to, zusammen 
also 4404000 to umschlagen sollt). 

Es ist anzuerkennen, daß durch die Unterzeich- 
nung des Protokolls von seiten der Freien 
Stadt Danzig indirekt die Bestätigung er- 


1) Der Verfaſſer überſieht, daß diefe Warenmengen im Dan- 
ziger Hafen nach dem Worklaut des Protokolls nicht umgeſchlagen 
werden ſollen, ſondern umgeſchlagen werden müſſen, daß 
es fih aljo um Mindeſtmengen handelt. (Red.) 


folgte, daß Gdingen der aktivere und do- 
minierende Hafen für das polnische Zoll- 
gebiet ist). Mit dieser Stellung Gdingens 
hat sich die Freie Stadt Danzig endlich 
freiwillig abgefunden?) Die für den Danziger Ha- 
fen festgelegten Zahlen bleiben durchaus im Rahmen des Mög- 
lichen, wenn Polens Seeumsatz nicht unter 10 Millionen to 
fällt. Zu betonen ist Danzigs voller gute Wille bei Abschluß 
des Protokolls. f 

Das Ganze ruht schließlich heute darauf, ob auch die näch- 
sten Monate einen ebenso lebhaften Willen Danzigs zur Zu- 
sammenarbeit mit der polnischen Hafenpolitik aufweisen wer- 
den. Denn die Ausführung des Abkommens hängt völlig davon 
ab, ob die Freie Stadt sich wirtschaftlich ihrem Hinterlande 
annähern will.“ 

„Polska Gospodarcza“ 1933, Nr. 39 (30. 9. 1933), S. 1182 

bis 1184. 


polens Handelsvertragsverhandlungen. 


Zu dem Bericht in Nr. 1 fei nachgetragen: Die Verhandlungen 
mit Öfterreich find inzwiſchen erfolgreich beendet worden; 
gegen die Zuſicherung erhöhter Einfuhr öſterreichiſcher Induſtrie— 
produkte (vor allem für Erzeugniſſe der Textil- und Elekkro-In- 
duſtrie) ſind Polen gewiſſe Einfuhrkontingente für Kohle (65 % 
der gefamten Einfuhr Sſterreichs), Schweine, Eier und einige we- 
niger wichtige Waren zugebilligt worden. Die Verhandlungen mit 
der Tſchechoſlowahkei find vor einigen Tagen unterbrochen 
worden, da die polniſchen Forderungen für die Einfuhr von Agrar- 
produkten, Kohle, Düngemitteln, Zement unannehmbar ſchienen, 
ſollen aber zu Anfang des Monats in Prag weitergeführt werden. 
Man rechnet mit dem Abſchluß eines vorläufigen Abkommens zur 
Übergangsregelung. Die Verhandlungen mit der Schweiz ge- 
ſtalten fich recht ſchwierig, u. a. iff die Schweiz zu handelspoli— 
tiſchen Kampfmaßnahmen geſchrikten und hat das bisherige Kon- 
lingenkabkommen für die Einfuhr polniſcher Kohle gekündigt (was 
eine Minderung der polniſchen Kohlenausfuhr um rund 100 000 to 
jährlich bedeutet! („Gazeba Handlowa” Nr. 228, 5. 10. 1933.) 

Über die Verhandlungen mit Frankreich liegen noch keine 
Nachrichten vor. Mit Schweden haben vor einigen Tagen 
Verhandlungen in Warſchau begonnen GHaupkgegenſtand voraus- 
ſichtlich: Zollſätze und Kontingente für die ſchwediſche Elektro- 
Induſtrie), während die Verhandlungen mit Großbritannien 
auf die zweite Oktoberhälfte verlegt worden ſind. 

Auf diefe Weiſe wird Polen vorausfichtlih am 11. Oktober, 
dem Tage der Einführung feines neuen Zolllarifs, nicht einen ein- 
zigen, auf den neuen Grundlagen abgeſchloſſenen Handelsverkrag 
beſitzen. 

.J. K. C.“ Nr. 276, 5. 10. 1933; „Codz. Gazeta Handlowa“ 

Nr. 227, 4. 10. 1933. 


Die deutſch⸗polniſchen Verhandlungen. 


Zu den in Warſchau begonnenen Verhandlungen über die Her- 
ſtellung eines handelspolitiſchen „modus vivendi“ zwiſchen beiden 
Staaten, die in Polen allgemein günſtig beurteilt werden, feien 
zunächſt einige Preſſeſtimmen verzeichnet. 


1) Herr Grabski verkennt anſcheinend den Charakter des 
Warſchauer Protokolls, das auf der Baſis jenes Arrangements 
vom 5. Auguſt 1933 ruht, in dem die polniſche Regierung ſich 
Danzig gegenüber verpflichtet hat, nicht nur den Rückgang des 
„gegenwärtig“ über den Hafen von Danzig gehenden Verkehrs zu 
verhindern, ſondern dem Hafen von Danzig „in Zukunft“ auch 
„eine gleiche Beteiligung von dem ſeewärkigen Verkehr unter Be- 
rückſichtigung der Quantität und der Qualität der Ware“ zu 
ſichern, ſoweit dies in ihrer Macht liegt. (Red.) 

2) Das . ae Protokoll ift bekanntlich nur für 12 Mo- 
nale gültig, d. bis zum 30. 9. 1934. Falls indeſſen das Über- 
einkommen vom 5. 8. 1933 vor dieſem Zeitpunkt gekündigt wird, 
verliert das Prolokoll automatiſch zu dem gleichen Zeitpunkt wie 
das Übereinkommen vom 5. 8. 1933 feine Geltung. (Red.) 
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Zu der Erklärung des polniſchen Außenminiſters, wonach hier 
die Frage der polniſchen Landwirtſchaftsausfuhr an erſter Stelle 
ſtünden, meint die wichtigſte Wirtſchaftszeitung Polens: Dieſer 
Standpunkt fei zwar vollauf begründet, 

„aber die Interessen unserer Industrie müssen gleichfalls 
beachtet werden, damit die eventuell für die Landwirtschaft 
erlangten Vorteile nicht unverhältnismäßige Opfer seitens un- 
serer Industrie nach sich ziehen. Große Vorsicht und Über- 
legung sind daher überaus angebracht... („Eod3. Gaz. Han- 
dlowa“ Nr. 230, 7. 10. 1988.) 

Das der Regierung naheſtehende Organ der Schwerinduſtrie 
erklärt: Ausgangspunkt der Verhandlungen bleibe ſtets der von 
Polen (nicht von Deutſchland) ratifizierte Handelsvertrag von 1929, 
der allerdings radikal geändert werden müſſe. 

„In jedem Falle ist die Tatsache, daß die deutsche Regie- 
rung die Initiative zu den gegenwärtigen Verhandlungen er- 
griffen, daß sie die Notwendigkeit eingesehen hat, den Zoll- 
krieg zu beenden und zu einem normalen Stande der wirt- 
schaftlichen Beziehungen mit Polen zu gelangen, ein bedeut- 
sames „Zeichen der Zeit“, Im September erreichte unser Aus- 
fuhrüberschuß . . . 21 Millionen (Złoty)! Unsere Handelsbilanz 
bewahrt also ihre Aktivität. 

Diese Zahlen, denen die . . Unerschütterlichkeit unserer 
Währung, die Ausgleichung unseres Staatshaushaltes . .. durch 
den imposanten Erfolg unserer Innenanleihe hinzuzufügen sind, 
mußten Berlin von der Aussichtslosigkeit weiteren Verharrens 
bei dem vertraglosen Zustande . . . bei dem Zollkriege, der 
vor allem Deutschlands Industrie und Handel schädigt, über- 
zeugen. 

Und schließlich: vor einigen Tagen wurde der polnisch- 
österreichische Handelsvertrag unterzeichnet... Auch diese 
Tatsache mußte die Berliner Regierung zu raschem Entschluß, 
direkte Verhandlungen mit Polen aufzunehmen, bewegen ..“ 


„Kurier Poranny“ Nr. 281, 10. 10. 1933.] 


Gründung eines „Außenhandelsinſtituts“. 


Über dieſes Projekt teilt die polniſche Preſſe übereinſtimmend 
mit: Das ſeit einigen Jahren beſtehende „Staatliche Exportinſtitut“ 
ſoll umgeftaltet werden in ein „Außenhandelsinſtitut“, das, formal 
als Organ der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung, nunmehr auch 
die — vor allem mit dem Kompenſakionshandel zuſammenhängen— 
den — Importfragen bearbeiten ſoll. Es foll finanziert werden 
durch Beiträge der Handels-, Handwerks- und Landwirtichafts- 
kammern, Staatsſubventionen (in gleicher Höhe wie bisher für 
das Exportinſtitut) und Gebühren für ſeine Arbeiten. Die unker 
Aufſicht des Handelsminiſteriums auszuübende Tätigkeit des In- 
ſtituts ſoll zunächſt umfaſſen: 

Entwicklung neuer Exportmöglichkeiten (Informationsdienſh), 
Schaffung neuer Exporkorganiſationen und methoden, Aufbau von 
Imporforganijationen und Verbindung derſelben mik den Expork— 
organiſationen, Förderung der Exportſtandardiſierung, Propa- 
ganda der polniſchen Produktion im In- und Auslande, Begut- 
erg von Geſetz- und Verordnungsentwürfen betr, den Außen— 

andel. 

Organe des Inſtitutes werden ſein: Vorſtand, gejchäftsführen- 
der Ausſchuß, Direktor. Der Vorſtand foll beſtehen aus 20 Mit- 
gliedern, die teils vom Handels- oder Landwirtſchaftsminiſterium 
ernannt, teils von den Wirkſchaftskammern beftellt werden, der 
geſchäftsführende Ausſchuß aus fünf Mitgliedern und dem vom 
Handelsminiſterium zu ernennenden Direktor als Vorſitzenden. 
Eine enkſprechende Verordnung des Staatspräfidenten fei in 
Kürze zu erwarten. („J. K. G.“ Nr. 273, 2. 10. 1988, „Gazeta Han- 
dlowa“ Nr. 224, 30. 9. 1933; Nr. 229, 6. 10. 1933.) 

Der Vorſtand der polniſchen Handelskammern hat ſich auf 
ſeiner lezten Tagung für dieſes Projekt ausgeſprochen, aller- 
dings unker der Vorausſetzung, daß nicht nur die Unterhaltslaſten 
auf die Wirlſchaftskreiſe abgewälzt werden — wie es auch aus 
dieſem Regierungsenkwurf anzunehmen ſei — ſondern der wirt— 
ſchaftlichen Selbſtverwaltung auch ein tatfächlicher Einfluß auf die 
Arbeit des neuen Inftituts eingeräumt werde. 

I., J. K. C.“ Nr. 282, 11. 10. 1933. 
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Das Auslandskapital in der Pofener Induftrie. 


Die „Gazeta Handlowa” bringt folgende beachtliche Zuſam- 
menſtellung über die Höhe des ausländiſchen Kapitals, das in den 
induſtriellen Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften m. b. H. auf 
dem Gebiet der Wojewodſchaft Poſen arbeitet. Die Berechnung 
berückſichtigt nur das Kapital dieſer juriſtiſchen Perſonen, weil 
Ausländer als Eigentümer mittlerer oder größerer Induffrieunter- 
nehmungen auf Pojener Gebiet nicht feſtzuſtellen feien. Die Un- 
terſuchung berückſichtigt ferner nicht die Kapitalanlagen von pol- 
niſchen Staatsbürgern deutſcher Nationalität. 

Es habe feſtgeſtellt werden können, daß 35 ſolcher induſtriellen 
Geſellſchaften in ihrem Kapital Auslandseinlagen aufweijen, und 
zwar 17 805 000 Zloty auf 56 227 000 Zloty Geſamtkapital — 
durchſchnittlich 31,5 % Auslandsankeil. Nur in neun Geſellſchaften 
betrage das Auslandskapital mehr als 50 % des Gejamtkapitals, 
bei den übrigen Geſellſchaften ſchwanke es zwiſchen 3 und 40 %. 

Dieſes Auslandskapital von 17 805 000 Zloty verteile ſich auf: 
die einzelnen Staaten 


Deukſchland 4 196 760 Frankreich 1 110 000 
Holland 4 154 500 Dänemark 280 000 
Danzig 1 627 840 Sſterreich 130 800 
Belgien 1130 000 Amerika 150 000 
Schweiz 5 024 720 
die einzelnen Induſtriezweige: 
Lebensmilktelinduſtrie 8 119 700 31. 
Lederinduſtrie 3 120 000 „ 
Mekallinduſtrie 2 563 280 „ 
Holzinduſtrie 1300 000 „ 
Wineralinduſtrie 939 000 „ 
Chemiſche Induſtrie 543 000 „ 
Verkehrsunternehmen 410 880 „ 


Im Übrigen fei dabei noch feſtzuſtellen: das deukſche 
Kapital arbeite vorwiegend in Zucker fabri- 
ken und Mühlen, das Danziger Kapital in 
Brauereien und Gerbereien, das franzöſiſche und 
belgiſche Kapital in der Mekallinduſtrie. Das holländiſche Kapital 
finanziert einige Zuckerfabriken und ein Verkehrsunternehmen, 
das Schweizer Kapital ift in der Maſſenfabrikakion von Lebens- 
mitteln und kosmetiſchen (Marken.) Artikeln beſchäftigt. Das 
amerikaniſche Kapital finanziert eine Fabrik kosmekiſcher Ar- 
tikel, das däniſche Kapital ein Unternehmen der Mekallinduſtrie. 

Bei 16 Unternehmen rührt die Beteiligung des Auslandskapi- 
kals noch aus der Vorkriegszeit her, bei den übrigen iſt es jpäter 
inveſtiert worden. Vor allem ſei voller Befriedigung feſtzuſtellen, 
daß das Auslandskapital, das im Poſener Gebiet arbeitet, 

„loyal und produktiv ist. Im Gegensatz zu anderen Be- 
zirken Polens (z. B. dem Lödzer Bezirk, Schlesien, nicht min- 
der dem Bezirk von Boryslaw), aus denen kürzlich Klagen 
über die Wirtschaft des Auslandskapitals kamen! In Groß- 
polen arbeiten, mit einer Ausnahme, sämtliche Firmen, die sich 
auf ausländisches Kapital stützen, in einer Weise, die der Na- 
tionalwirtschaft Nutzen bringt...“ 


[Codz. Gazeta Handlowa Nr. 220 vom 26. 9. 1933.] 


Auflöfung der Bromberger handelskammer. 


Trotz wiederholter Proteſte aller inkereſſierten Wirkſchafts- 
kreiſe iſt nunmehr — nach der Handwerkskammer — auch die 
Bromberger Induſtrie- und Handelskammer durch Beſchluß des 
polniſchen Miniſterrats zum 1. November 1933 aufgelöſt und ihr 
Bezirk zwiſchen den Handelskammern von Poſen und Gdingen 
aufgeteilt worden. Dieſe Maßnahme folgt wohl vor allem aus der 
Abſicht, dieſen beiden Kammern, die im Gegenſatz zu der Brom— 
berger Kammer Zuſchußinſtitute ſind, durch Vergrößerung ihrer 
Arbeitsgebiete Deckung ihrer Ausgaben zu ermöglichen. In den be- 
troffenen Kreijen wird darauf hingewieſen, daß hier eine Stadt 
von 120 000 Einwohnern, der Sitz vieler Wirtſchaftsverbände, ſeit 
kurzem auch einer Getreidebörſe, auf den wirtſchaftlichen Rang 
einer Kleinſtadt herabgedrückk und damit — wovor 3. B. der Di- 
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rektor der Bromberger Kammer, E. Wcislo, in einem Aufſatz über 
die wirtſchaftliche Bedeutung Brombergs vergeblich gewarnt hat 
— vernichtet wird, „was Jahrhunderte schufen und was sogar 
die räuberische preußische Regierung im wohlverstandenen In- 
teresse dieses Landesteils mit besonderer Fürsorge bedachte.“ 
(„Codz. Gaz. Handlowa“ Nr. 225, 1. 10. 1933.) Es fei erneut ver- 
ſucht worden, den Auflöſungsbeſchluß rückgängig zu machen. 
[,Codz. Gaz. Handlowa“ Nr. 229, 6. 10. 1933.] 


Eine polniſche Waſſerſtraße von Oſtoberſchleſien 

zur Oſtſee. 

Die polniſche Preſſe berichtet über ein rieſiges Arbeitsbeſchaf⸗ 
fungsprojekt des Verkehrsminiſteriums, nämlich den Plan (ob 
gewiſſermaßen als Antwort auf die deutſchen Waſſerſtraßenbau- 
ten in Schleſien?), das oſtoberſchleſiſche, Dabrowa- und Bielitzer 
Induſtrierevier zur Förderung des Exports auf dem 
Waſſerwege mit den Oſtſeehäfen, zur Hebung des inneren 
Marktes mit den mittel- und oſtpolniſchen Wojewodſchaften 
zu verbinden. Die Haupkwaſſerſtraße des geplanten Güterverkehrs 
ſoll natürlich die Weichſel ſein. Die Verwirklichung dieſes 
Planes ſoll in drei Abſchnitten erfolgen: 

1. Etappe: Schiffbarmachung der Weichſelnebenflüſſe (in Oft- 
oberſchleſien der Przemſa und Brinitza) durch den Bau mehrerer 
Staubecken, der Weichſel in ihrem Oberlauf bis Zawichoſt, Bau 
eines Hafens in Modrzejõöw, 

2. Etappe: Regulierung der Weichſel von Zawichoſt (befon- 
ders von Deblin) bis Warſchau, 

3. Elappe: Neuregulierung der bereits in preußiſcher Zeit 
ſchiffbar gemachten, heute durch die Verſandung des Miftellaufs 
leidenden unteren Weichſel. 

Die Arbeiten, deren Gelingen von großer Bedeukung 
für die polniſche Kohlenausfuhr ſein würden, ſollen in 
10 Jahren beendet fein und etwa 100 Mil- 
lionen Zloty erfordern, die aus den Fonds zur 
Bekämpfung der Arbeitstofigkeit gedeckt werden follen. 

EJ K. C.“ Nr. 270, 29. 9. 1933; „Codz. Gaz. Handlowa“ 
Nr. 224, 30. 9. 1933; „Polonia“ Nr. 3228, 3. 10. 1933; „Gaz. 
Gdańska“ Nr. 226, 4. 10. 1933.] 


Die polniſche Handelsſchiffahrt. 


In den erſten acht Monaten d. Js. hat die polniſche Handels- 
flotte insgeſamt 583 000 to Güter befördert, alſo 74000 to — 
17 % weniger als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Diejer 
Rückgang iſt ausſchließlich zurückzuführen auf das Erliegen der 
Trampfahrten der Staatlichen. Schiffahrtägejellihaft (von 458 000 
auf 140 000 to), die von ihren Trampdampfern einen (8/8 
„Warka“) verkauft, vier weitere in Gdingen aufgelegt hat. Der 
Rückgang iſt aber zum Teil ausgeglichen worden durch die Trans- 
portſteigerung der regulären Schiffahrt um 20 % (Monatsdurch- 
ſchnitt 1932 14 900 to gegenüber Durchſchnitt der erſten 8 Mo- 
nate 1933 17900 to), bei der Staatlichen Schiffahrt ſogar um 
44 9% — vor allem dank des Aufſchwunges der Linie Gdingen — 
Rotterdam Antwerpen. (Die Ergebniſſe der einzelnen Shiff- 
fahrtsunternehmungen zeigt ein beſonderer Bericht in „Polska 
Gospodarcza“ Nr. 39, S. 1139.) 

Der Paſſagierverkehr ift gleichfalls zurückgegangen, z. B. bei 
der polniſchen Amerikalinie auf 4583 Paſſagiere gegenüber 7010 
im gleichen Zeitraum des Vorjahres. (Trotz dieſer Kriſe der Atlan- 
kikſchiſfahrt unterhandelt Polen aber gegenwärtig über den Bau 
zweier neuer Mokorſchiffe von 16—20 000 to als Erſatz für die 
veralteten Schiffe dieſer Linie!) Der Rückgang iff zum Teil wett- 
gemacht worden durch die Einnahmen aus den neueingeführten 
Touriſtenfahrlen, die großen Anklang gefunden haben (1932 fünf 
Fahrten mit 2800, 1933 12 Fahrten mit 5 800 Teilnehmern) und 
im kommenden Jahre durch Einführung von Wittelmeerfahrten 
auch auf den Winker ausgedehnt werden ſollen. 

„Polska Gospodarcza“ 1933, Nr. 39 (30. 9. 1933), S. 1192 
bis 1193. 
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